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~. ~ 
Zu Zahl: IV-52.195/6-1/83 vom 16. 8. 1983 

Zum übersandten Entwurf eines Umweltfondsgesetzes wird wie 

folgt Stellung genommen: 

I. Allgemeines: 

Die Schaffung eines Fonds zur Förderung von Maßnahmen zum 

Schutz der Umwelt wird qrundsätzlich begrüßt, weil eine 

verstärkte Förderung umweltverbessernder Maßnahmen dringend 

notwendig ist. Die vorgesehene Förderung p~ivater Maßnahmen 

zur Vermeidung von Umweltbelastungen nach dem im Entwurf 

vorliegenden Gesetz wird neben anderen Förderungsmaßnahmen, wie 

Steuerbegünstigungen, Abschreibungsmöglichkeiten und der­

gleichen,zweifellos zum Schutz der Umwelt bzw. zur Wiederher­

stellung verloren gegangener Lebensqualität in vielen Berei­

chen des Bundesgebietes beitragen. Es darf allerdings nicht 

übersehen werden, daß neben solchen Förderungsmaßnahmen auoh durch 

Gebote bzw. Verbote (z.B. durch die Festsetzung von Emissions­

grenzwerten) ein gewisser Zwang zur Durchführung umweltver­

bessernder Maßnahmen, für die solche Förderungen in Anspruch 

genommen werden können, geschaffen werden muß. 
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II. Zu einzetnen Bestimmunqen wird bemerkt: 

Zu Art. I: 

Zu § 1: 

Es dürfte zw ckmäßig sein, eine legistisch einwandfreie 

Abgrenzung z~m Wasserbautenförderungsgesetz herzustellen, 

weil im Abs. 1 generell von der Förderung von Maßnahmen 

zum Schutz der Umwelt gesprochen wird. Der Schutz der Um­

welt ist jed~ch nicht nur im Hinblick auf Luftverunreini­

gungen, Lärmlund Sonderabfall (vgl. § 3 des Entwurfes) not-
i 

wendig, sond~rn umfaßt darüber hinaus sicher auch den Schutz 

der Gewässer imit dem Ziel ihrer Reinhaltung. So gesehen er-
! 

scheint die ~m Abs. 1 umschriebene Zielsetzung zu weitgehend. 

Es müßte klargestellt werden, daß durch das im Entwurf vor­

liegende Gesetz das Wasserbautenförderungsgesetz, soweit es 

sich um die _bwasserverwertung bzw. um die Ableitung und 

Reinigung de anfallenden Abwässer einschließlich der erfor­

derlichen Vo flu~eschaffung handelt, nicht berührt wird (vgl. 

§ 1 lit. c u 

derungsgesetzes). 

Zu § 2: 

die §§ 9 und 10 des Wasserbautenför-

Die Bestimmung des § 2 Abs. 1 Z. 1 muß im zusammenhang mit 

§ 21 Abs. 1 d~s Finanzausgleichsgesetzes 1979 gesehen werden. 

Es ist zu befbrchten, daß in einem künftigen Finanzausgleich 

die derzeit den Ländern und Gemeinden zur Förderung des Um­

weltschutzes, insbesondere der Errichtung und Verbesserung 

von Müllbeseitigungsanlagen, gewährten Zweckzuschüsse nicht 

mehr vorgesehen werden, sondern diese Mittel dem Umweltfonds 

zugeführt werden. Dies würde jedoch den Handlungsspielraum 

der Länder in dieser umweltpolitisch sehr bedeutsamen Angelegen-
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heit weiter einengen. Da von Vertretern des Finanz­

ministeriums bei Expertengesprächen im Zusammenhang 

mit Umweltschutzangelegenheiten schon wiederholt 

Äußerungen in dieser Richtung gemacht wurden, wird 

bereits jetzt solchen Absichten entschieden entgegen­

getreten. 

Zu § 3: 

Im Abs. 1 sollte klargestellt werden, daß unter dem 

Begriff "Sonderabfälle" nur Sonderabfälle im Sinne 

des Sonderabfallgesetzes, BGB1. Nr. 186/1983,gemeint 

sind. 

Die Erläuterungen auf S. 5 zu § 3 lassen jedoch den 

Schluß zu, daß hier in erster Linie an die Sammlung, 

Verwertung ~ Beseitigung von Sonderabfällen aus pri­

vaten Haushalten gedacht ist. Dies wird durch die Aus­

sage in den Erläuterungen, daß im Anwendungsbereich des 

Sonderabfallgesetzes das Verursacherprinzip zu beachten 

sein wird, noch verstärkt. 

Gerade die von Vertretern der Bundesländer im Zusammen­

hang mit der Schaffung des Sonderabfallgesetzes wiederholt 

vorgebrachte Forderung nach einem zumindest subsidiären 

Eing~ifen des Bundes bei der Schaffung von Anlagen zur 

schadlosen Beseitigung von Sonderabfällen in jenen Be­

reichen, bei denen die Privatinitiative versagt, muß 

hier mit Nachdruck wiederholt werden. Eine der vordring­

lichsten Aufgaben des Umweltfonds wird es nämlich sein 

müssen, solche Anlagen zu schaffen, um überhaupt eine 

wirksame Vollziehung des Sonderabfallgesetzes zu gewähr­

leisten. Keinesfalls kann der Meinung zugestimmt werden, 

daß der Schwerpunkt bei den aus privaten Haushalten stam­

menden Sonderabfällen zu sehen ist. 
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Abgesehen davon, daß eine sprachliche Überarbeitung der 

BestimmUJgen der Z. 1 bis 4 des Abs. 1 geboten erscheint, 

geben di se Bestimmungen zu folgenden Bemerkungen Anlaß: 

Durch di derzeitige Formulierung der Z. 3 kommt die 

in den E*läuterungen dargelegte Absicht, die im übrigen 

voll unterstützt wird, nicht deutlich genug zum Aus­

druck. Der Ausdruck "fortschrittlichster Techno10gien" 

erscheint überflüssig; es würde wohl der Begriff "fort­

schrittlicher Techno10gien" genügen. 

Bei der Forderung von Maßnahmen im Sinne der Z. 4 sollte 

sicherge.te1lt werden, daß auf bereits bestehende Kon­

zepte und Studien auf regionaler Ebene (etwa im Zusammen­

hang mit der Raumordnung) Bedacht genommen wird, um 

Doppe1geleisigkeiten bei der Erstellung solcher Entschei­

dungshi1~en zu vermeiden. 

Es fällt lauf, daß der Begriff "Sofortmaßnahmen" im Abs. 1 

Z. 6 nach den Ausführungen in den Erläuterungen a~f S. 6 

offenbar einen anderen Inhalt haben soll, als er ihm nach 

der Begriffsbestimmung des § 4 Z. 5 zukommt. Für die Aus­

legung eines Gesetzes ist jedoch in erster Linie der klare 

und eindeutige Wortlaut der Rechtsvorschrift und nicht 

die in den Erläuterungen dargelegte Absicht maßgebend. 

Die Besti~mung des Abs. 2 erscheint im Zusammenhang mit 

der Begriffsbestimmung nach § 4 Z. 5 nicht ganz verständ­

lich. Aufgabe des Umweltfonds ist es grundsätzlich, be­

stimmte Maßnahmen zum Schutz der Umwelt durch die Gewährung 

von Fondsmitteln zu unterstützen. Als solche Maßnahmen 

kommen gemäß § 3 Abs. 1 Z. 6 u.a. Sofortmaßnahmen in 

Betracht. Dies sind gemäß § 4 Z. 5 jene Maßnahmen, die 

zur Abwehr von durch Luftverunreinigungen oder Sonder­

abfälle verursachten Gefahren für das Leben oder die 

Gesundheit von Menschen dringend erforderlich sind, soweit 

diese Maßhahmen nicht zeitgerecht den diese Gefahren Ver­

ursachenden aufgetragen oder von den diese Gefah~en Ver­

ursachenden aus wirtschaftlichen Gründen nicht zeitge-
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recht durchgeführt werden können. Gemäß' § 3 Abs. 2 soll 

der Fonds, soweit öffentliche Rücksichten dies erfordern, 

auch Aufträge zur Durchführung von Sofortmaßnahmen selbst 

vergeben. Diese Bestimmung könnte allenfalls zur Annahme 

verleiten, daß der Fonds ermächtigt werden sollte, bei­

spielsweise bei einer Betriebsanlage, von der gesundheits­

gefährdende Luftverunreinigungen ausgehen, bei Gefahr im 

Verzug Maßnahmen zur Beseitigung dieser Gefahr selbständig, 

also ohne Zustimmung des betreffenden Betriebsinhabers, 

durchführen zu lassen. Es versteht sich von selbst, daß 

eine solche Ermächtigung des Fonds zu solchem hoheitlichen 

Handeln rechtlich verfehlt wäre. Es sollte daher in den 

Erläuterungen darauf hingewiesen,werden, daß die Ermächti­

gung des Fonds nach § 3 Abs. 2 sich nur auf jene Fälle 

bezieht, in denen der Bund bzw. der Fonds als Träger von Pri­

vatrechten zur Durchführung von Sofortmaßnahmen berechtigt 

sind. 

Zu § 4: 

Es fällt auf, daß die Begriffsbestimmungen jeweils nur auf 

Luftverunreinigungen und Lärm abstellen. Gemäß § 3 Abs. 1 

hat der Fonds jedoCh auch Maßnahmen gegen Belastungen durch 

Sonderabfälle zu fördern. 

Zu § 5: 

Es erscheint fraglich, ob die genaue Festlegung der mög­

lichen Förderungsarten für die verschiedenen Gruppen von 

Förderungsgegenständen bereits im Gesetz (Abs. 2 bis 4) 

zweckmäßig ist. Besser wäre es, diese Regelung den Förde­

rungsrichtlinien vorzubehalten. 
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Entgegen den Ausführungen in den Erläuterungen zu § 5 

Abs. 2 auf S. 7 kann dem Gesetzestext nicht entnommen 

werden, d 

ordnungsg 

im Abs. 2 angeführte Förderung eine 

aus Umweltschutzgründen wünschens-

werte Sam lung, Verwertung oder Beseitigung gefährlicher 

Sonderabf-lle insbesondere aus privaten Haushalten sicher-

stellen s 

zu § 3 be 

abfallges 

Es kann sich hier vielmehr - wie bereits 

nur um den Gel~ungsbereich des Sonder­

handeln. Es ist auch nicht erkennbar, 

warum Abs. 6 nur auf Maßnahmen gemäß § 3 Abs. 1 Z. 1 oder 
I 
, 

3 abstell~. Es wird keine sachliche Begründung dafür ge-

sehen, da~ unter den hier festgelegten Voraussetzungen nicht 

auch für aßnahmen im Sinne des § 3 Abs. 1 ein Darlehen 

gewährt w rden kann. 

Die Besti~mung des Abs. 5, nach der in den Förderungsricht­

linien eine Junktimierung mit entsprechenden Förderungen 

der anderen Gebietskörperschaften vorgesehen werden kann, 

steht im ,iderspruch zu Punkt C.6 des Forderungsprogrammes 

der Bunde 'lAnder 1976 und wird daher entschieden abgelehnt. 

Eine glei hartige Förderung durch die Länder und die Ge­

meinden s llte nur auf Grund einer entsprechenden Verein­

barung zw'schen den beteiligten Gebietskörperschaften er­

folgen, w'e dies zuletzt auch beim Fernwärmeförderungsgesetz 

von den L ndern verlangt und im Gesetz dann entsprechend 

berücksie tigt worden ist. 

Zu § 13: 

Hinsichtlich der Qualifikation jener Fachleute und Einrich­

tungen, die zur Unterstützung des Bundesministers für Ge­

sundheit und Umweltschutz und der Kommission in der Beur­

teilung ökologischer und technischer Fragen herangezogen 

werden können, müßte es wohl richtig heißen: " ... die im 
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besonderen Maße über naturwissenschaftliche Kenntnisse 

auf dem Gebiete des Umweltschutzes bzw. über Kenntnisse 

der Umwelttechnologien verfügen." 

Zu § 14: 

Wenn man bedenkt, daß durch die Entscheidungen der Kommis­

sion insbesondere im Hinblick auf eine finanzielle Betei­

ligung an Förderungsmaßnahmen auch Interessen der Länder und 

der Gemeinden in einem erheblichen Maße berührt werden, 

dann erscheint eine entsprechende Vertretung dieser Gebiets­

körperschaften in der Kommission gerechtfertigt. 

Während § 13 hinsichtlich der Berater nur auf "naturwissen­

schaftliche Kenntnisse" abstellt, soll nach den Bestimmungen 

des § 14 Abs. 3 die Beratung der Kommission nur durch Per­

sonen mit besonderen "wirtschaftlichen oder technischen 

Fachkenntnissen" erfolgen. Es ist nicht einzusehen, warum 

hier nicht auch Personen mit naturwissenschaftlichen Kennt­

nissen beigezogen werden sollten, wirken doch die Umweltbe­

lastungen in nicht unwesentlichem Maße gerade in"den natur­

wissenschaftlichen Bereich hinein. Die Regelungen über die 

fachlichen Voraussetzungen der zur Beratung herangezogenen 

Personen in den §§ 13 und 14 Abs. 3 sollten daher in sach­

gerechter Weise auf einander abgestimmt werden. 

Zu Art. 11: 

Durch den in die Gewerbeordnung 1973 neu einzufügenden 

§ 79a soll im Bereich des Gewerberechtes ein "Umweltan­

walt" eingeführt werden. Diese Funktion soll durch den 

Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz ausgeübt 

werden. Von den Ländern wurden bereits früher (insbesondere 

aus Anlaß der Studie von Dr. Pindur "Eine Stretegie für 
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den österreichischen Umweltschutz") massive Bedenken gegen 

eine zentrale Umweltanwaltschaft erhoben, und zwar sowohl 

aus verwal~ungsökonomischen als auch aus föderalistischen 

Erwägungen:. Diese Bedenken müssen auch gegen den nunmehr 
I 
I 

vorgesehen n, auf den Bereich der gewerblichen Betriebsan-

lagen besc ränkten'~mweltanwalt" geltend gemacht werden. 

Es ist völ ig ausgeschlossen, daß mit den geplanten sieben 

zusätzlichen Planstellen eine ausreichende überwachung 

der gewerb~ichen Betriebsanlagen im gesamten Bundesgebiet 

durchgefüh~t werden kann~ Zudem erfordert der Einsatz 
i 

einer zentfalen Meßstelle einen viel höheren Verwaltungs-

aufwand alls etwa gleichartige Einrichtungen in den Ländern. 

Es wird da~er angeregt, für den Fall, daß an der Einführung 

eines "Umw~ltanwaltes" im gewerblichen Bereich festgehalten 

werden sol~te, diese Funktion dem Landeshauptmann zu über­

tragen. In: materiell-rechtlicher Hinsicht erscheint die 

Bestimmung des § 79a Abs. 1 insoweit verfehlt, als die 

im § 74 Abs. 2 der Gewerbeordnung 1973 umschriebenen Inter­

essen als Maßstab für die Vorschreibung von zusätzlichen 

Auflagen ~ienen sollen. Durch diese nachträglichen Auflagen 

sollen gerlade die über die ,unmittelbare Nachbarschaft hinaus­

reichende Belastungen der Umwelt hintangehalten werden. 

2 der Gewerbeordnung 1973 festgelegten 

Kriterien stellen jedoch in übereinstimmung mit dem Umfang 

des Kompe enztatbestands "Angelegenheiten des Gewerbes und 

der Indus rie" - hinsichtlich der Umweltbeeinträchtigungen -

nur auf d~n Bereich der unmittelbaren Nachbarschaft ab. 

Anstelle des Verweises auf § 74 Abs. 2 müßten deshalb 

die zu schützenden Interessen konkr~t umschrieben werden. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem 

dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Für die Landesregierung: 

Landesamtsdirektor 
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Abschriftlich 

An alle Ämter der Landesregierungen 

gesondert an die Verbindungsstelle der Bundesländer 
beim Amt der Niederösterr. Landesregierung, Wien 

an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 25 Ausfertigung~p 

an alle National- und Bundesräte in Tirol 

zur gefl. Kenntnisnahme. 

Für die Landesregierung: 

Dr~ G s t r ei n 

Landesamtsdirektor 

F.d.R.d.A. : 
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